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 Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

I. Behandlung der Stellungnahmen 
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A) Beteiligung gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der frühzeitigen Information gemäß 
§ 13  b.  i.v.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die 
im Rahmen der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 
 
B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Offenlage des Bebauungsplanes gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der 
Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
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C) Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB  

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der förmlichen Beteiligung der Behörden und 
der sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Planverfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB nachfolgende Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu entscheiden ist. 
 

C 1.01 Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 
Hier: Schreiben vom 13.12.2019 
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Beschlussentwurf zu C 1.01: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.12.2019 eingegangene Stellungnahme C 
1.01 wie folgt zu entscheiden:  

Die Hinweise auf das Vorgehen bei Kampfmittelfunden sowie auf die empfohlene Sicherheitsdetektion im Vorfeld 
von Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten 
etc. sind im textlichen Bestandteil des Bebauungsplanentwurfs im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 3, Kampfmittel, 
bereits im Vorfeld der öffentlichen Auslegung mit aufgenommen worden. Zudem wurde auf das Merkblatt für 
Baugrundeingriffe und das anzugebende Aktenzeichen verwiesen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.12.2019 eingegangene 
Stellungnahme C 1.01 der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.02 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung, Königswinterer Straße 500, 
53227 Bonn-Ramersdorf 
Hier: Schreiben vom 06.04.2021 

 

Beschlussentwurf zu C 1.02: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.02 wie folgt zu entscheiden:  

Es werden von Seiten des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung aus 
verkehrspolizeilicher Sicht keine Bedenken gegen die vorliegende Planung vorgebracht.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.02 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / FüSt - Verkehrsplanung, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.03 Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund 
Hier: Schreiben vom 08.04.2021 

 

Beschlussentwurf zu C 1.03: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.03 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Unternehmens werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 
„Am Hochbachweg“ nicht berührt. Hinsichtlich der weiteren Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden 
Unternehmen im Zuge des Bauleitplanverfahrens mit beteiligt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.03 der Amprion GmbH, Dortmund, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.04 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 06.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.04: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.04 wie folgt zu entscheiden:  

Die Gasleitung befindet sich laut eingereichtem Lageplan vom 06.04.2021 im Bereich des derzeit bestehenden 
Hochbachweges. Für diesen Bereich hat das hier in Rede stehende Bauleitplanverfahren die Ausweisung einer 
öffentlichen Verkehrsfläche zum Ziel. Die planungsrechtliche Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche steht 
der bestehenden Leitungsanlage nicht entgegen. Planungsrechtlich besteht demnach kein weiterer 
Handlungsbedarf im Sinne der Festsetzungsnotwendigkeit von Gehr-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des 
Unternehmens, da die Leitungstrasse weiterhin vollständig innerhalb öffentlicher Flächen verbleibt. Ein Ausschluss 
von den in der Stellungnahme angeführten kritischen Baumarten ist nicht erforderlich, da innerhalb der geplanten 
öffentlichen Verkehrsfläche und der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg keine 
Baumstandorte planungsrechtlich festgesetzt sind. 
 
Im Nachgang der öffentlichen Auslegung wurde eine textliche Festsetzung zur Anpflanzung standortgerechter 
Laub- oder Obstbäume auf den privaten Grundstücksflächen aufgenommen. Von einer Pflanzliste mit dem 
Ausschluss als kritisch angesehener Baumarten wurde abgesehen, da die Bäume innerhalb der privaten 
Grundstücksflächen anzupflanzen sind. Im Zuge der Objektplanung sind die Hausanschlussleitungen und deren 
Freihaltekorridore zu bestimmen und entsprechend zu berücksichtigen. 

Der Hinweis, dass eventuell geplante Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere das Anpflanzen von Bäumen, 
grundsätzlich außerhalb von Leitungstrassen anzustreben sind, wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan 
wird gemäß § 13b BauGB „Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“ aufgestellt. 
Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind keine externen oder internen ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

Die Hauptleitung befindet sich laut Lageplan vom 06.04.2021 innerhalb des Hochbachwegs, welcher im 
Zuge des Bauleitplanverfahrens als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt werden soll. Der Bestand der 
Leitungsanlage ist somit planungsrechtlich gesichert. Der Anregung zum Ausschluss der als kritisch 
eingestuften Baumarten wird aufgrund keiner planungsrechtlich festgesetzten Baumstandorte innerhalb 
der öffentlichen Verkehrsfläche und der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 
nicht gefolgt. Die sonstigen Darstellungen und Inhalte der mit Schreiben vom 06.04.2021 eingegangenen 
Stellungnahme C. 1.04 der e-regio GmbH & Co. KG, Euskirchen werden zur Kenntnis genommen. 
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C 1.05 Rhein-Sieg-Kreis, Amt 38.10 – Bevölkerungsschutz - Brandschutzdienstelle 
Hier: Schreiben vom 08.04.2021 

 

ö  
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Beschlussentwurf zu C 1.05: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.05 wie folgt zu entscheiden:  

Zu 1. und 2. 
Wie dem beigefügten Lageplan zu entnehmen ist, ist in der Peppenhovener Straße eine Wasserleitung vorhanden, 
die die erforderliche Löschwassermenge vorhält.  
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Nach verwaltungsinterner Abstimmung mit dem Wasserwerk der Stadt Rheinbach kann die erforderliche 
Löschwassermenge von 48 m³/h gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 nach Verlegung und Inbetriebnahme der 
Hauptrohrnetzleitung des geplanten Baugebietes sichergestellt werden. Das Wasserwerk überprüft im Zuge der 
technischen Erschließungsplanung des Gebietes zusätzlich die erforderliche Anordnung der nächstgelegenen 
Entnahmestelle in einem Abstand von maximal 75 m zu den geplanten Gebäuden. 
 
Zu 3. 
Sowohl die unter 3. angeführten Punkte, als auch die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr vom Februar 
2007 zielen größtenteils auf die tatsächliche Ausgestaltung der Flächen und Wege aus. Da es sich im vorliegenden 
Fall um einen Angebotsbebauungsplan handelt, fehlt es planungsrechtlich der Rechtsgrundlage einer 
entsprechenden Festsetzung. Der entsprechende Nachweis über die Befahrbarkeit durch Feuerwehrfahrzeuge ist 
im Rahmen der technischen Erschließungsplanung und der Hochbauplanung im Anschluss an das vorliegende 
Planverfahren zu führen.   
 
Unabhängig davon wird im Rahmen der getroffenen Festsetzungen die verkehrliche Erreichbarkeit für 
Einsatzfahrzeuge gewährleistet. Punkt 2 der Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr besagt, dass Zu- 
oder Durchfahrten eine Mindestbreite von 3,00 m aufweisen müssen. Die planungsrechtlich festgesetzten 
öffentlichen Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg sind an ihrer 
engsten Stelle 4,00 m breit, sodass die Befahrbarkeit auch durch Feuerwehrfahrzeuge gewährleistet wird. 
Zusätzlich ist im Plangebiet eine Aufstellfläche für die Feuerwehr festgesetzt.  
 
Zu 4. 
Die Zugänglichkeit von der öffentlichen Verkehrsfläche zu den Gebäuden bzw. zu den anleiterbaren Stellen, zur 
Sicherstellung des 2. Rettungsweges sowie der Löscharbeiten ist im Rahmen der technischen 
Erschließungsplanung und dem jeweiligen Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
 
Die sich aus den Punkten eins bis drei ergebenden Vorgaben der mit Schreiben vom 08.04.2021 
eingegangenen Stellungnahme C 1.05 des Rhein-Sieg-Kreises, Amt 38.10 -Bevölkerungsschutz- 
Brandschutzdienststelle- werden im Rahmen der technischen Erschließungsplanung und der 
Hochbauplanung außerhalb des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens mitberücksichtigt. Die Vorgaben 
die sich aus Punkt vier ergeben, sind im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Über die mit 
Schreiben vom 08.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 1.05 des Rhein-Sieg-Kreises, der Landrat, 
Siegburg, Amt 38.10 - Bevölkerungsschutz - Brandschutzdienstelle - ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
  

Anlage 7



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 "Am Hochbachweg"  
 

Seite 14 von 76 
 

C 1.06 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 13.04.2021 

 

 

Beschlussentwurf zu C 1.06: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.06 wie folgt zu entscheiden:  

Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-
Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht betroffen.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.06 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.07 RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m. b. H., Godorfer Hauptstraße 186, 50997 
Köln 
Hier: Schreiben vom 12.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.07: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.07 wie folgt zu entscheiden:  

Von der Planung sind weder vorhandene Anlagen noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen des 
Unternehmens betroffen. Somit sind die Belange des Unternehmens durch den Entwurf des Bebauungsplans 
Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht berührt.  

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13b BauGB „Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren“ aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind keine externen oder internen 
ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Eine erneute Beteiligung des Unternehmens im Zuge des 
Planverfahrens ist daher nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.07 der RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H. ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.08 RSAG AöR, 53719 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 12.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.08: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.08 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Unternehmens werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 
„Am Hochbachweg“ nicht berührt. 
 
Eine Befahrbarkeit der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg ist für Müllfahrzeuge 
unzulässig. Um die Abfallentsorgung zu gewährleisten, wurde planungsrechtlich eine Fläche für die 
Abfallbeseitigung am Quartierseingang festgesetzt. Aufgrund mangelnder Festsetzungsmöglichkeit ist die 
Bereitstellung der Abfallbehälter am Abfuhrtag von den jeweiligen späteren Eigentümern sicherzustellen. 
 
Die jeweiligen Fahrbahnbreiten werden im Zuge der Erschließungsplanung erarbeitet. Die im Bebauungsplan 
festgesetzte öffentliche Verkehrsfläche ist jedoch sowohl für die in der Stellungnahme angeführten Straßenbreiten 
als auch die angeführte Dimensionierung von Wendeanlagen ausreichend bemessen, sodass die verkehrliche 
Erreichbarkeit der Flächen für die Abfallbeseitigung planungsrechtlich gesichert werden kann..  
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Der Verweis auf die sicherheitstechnischen Anforderungen gem. DGUV-Information 214-033 und der RASt 06 
werden zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung im weiteren Verfahrensverlauf mit beachtet.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.08 der RSAG AöR, Siegburg, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.09 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorfer Straße 216, 01169 Dresden 
Hier: Schreiben vom 20.04.2021 

 

 

Anlage 7



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 "Am Hochbachweg"  
 

Seite 21 von 76 
 

Beschlussentwurf zu C 1.09: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 20.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.09 wie folgt zu entscheiden: 

Die Belange des Unternehmens werden durch den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-
Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht berührt. Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans 
befinden sich keine Erdkabelleitungen der Tele Columbus Gruppe.  
 
Dem Hinweis, dass nicht alle Gesellschaften im Firmenverbund der Tele Columbus AG benachrichtigt wurden, soll 
durch die Tatsache Rechnung getragen werden, dass im Zuge der geplanten technischen Erschließungsplanung 
im Anschluss an das Planverfahren eine gesonderte Leitungsabfrage vorgenommen wird. Hierdurch sollen die 
Belange des Unternehmens und der weiteren Gesellschaften im Firmenverbund im Zuge von Umbauarbeiten auf 
der Ebene der technischen Erschließung im Plangebiet mitberücksichtigt werden. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 20.04.2021 eingegangenen 
Stellungnahme C 1.09 der Tele Columbus Betriebs GmbH, Dresden, ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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C 1.10 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Postfach 
2963, 53019 Bonn 
Hier: Schreiben vom 21.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.10: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.10 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr werden durch 
den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht 
beeinträchtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.10 des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.11 Vodafone NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
Hier: Schreiben vom 21.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.11: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.11 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Unternehmens werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 
„Am Hochbachweg“ nicht berührt.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.11 der Vodafone NRW GmbH, Kassel ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.12 PLEDOC GmbH, Gladbecker Straße 404, 45326 Essen 
Hier: Schreiben vom 21.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.12: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.12 wie folgt zu entscheiden:  

Im Plangebiet befinden sich keine vom Unternehmen verwalteten Versorgungsanlagen. Die Belange des 
Unternehmens werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am 
Hochbachweg“ somit nicht berührt.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.12 der PLEDOC GmbH, Essen ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.13 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Jülicher Ring 101-103, 53879 
Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 22.04.2021 

 

Beschlussentwurf zu C 1.13: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.13 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Landesbetriebs Straßenbau NRW werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-
Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht berührt.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 22.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.13 des Landesbetriebes Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.14 Stadt Meckenheim, Postfach 1180, 53333 Meckenheim 
Hier: Schreiben vom 12.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.14: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.14 wie folgt zu entscheiden:  

Von Seiten der Stadt Meckenheim werden keine Einwendungen gegen die vorliegende Planung vorgebracht. Die 
Belange der Stadt Meckenheim werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 
„Am Hochbachweg“ nicht berührt.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 12.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.14 der Stadt Meckenheim ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.15 Westnetz GmbH, Regionalzentrum Westliches Rheinland, Kuchenheimer Straße 1-3, 53881 
Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 16.04.2021
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Beschlussentwurf zu C 1.15: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 16.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.15 wie folgt zu entscheiden:  

Das Unternehmen verweist auf eine Kabelfreileitung, welche das Plangebiet durchläuft. Hierbei handelt es sich um 
einen privaten Hausanschluss, welcher das Gebäude im Außenbereich nördlich an das Plangebiet angrenzend mit 
Strom versorgt. Eine gesonderte planungsrechtliche Berücksichtigung im Sinne der planungsrechtlichen Sicherung 
bedürfen die Privatanschlüsse nicht. Diese sind außerhalb des Bauleitplanverfahrens privatrechtlich zu klären. 

Zusätzlich handelt es sich bei dem zugrundeliegenden Bauleitplanverfahren um einen sogenannten 
Angebotsbebauungsplan. Hierdurch wird nach Rechtskraft eine veränderte Bodennutzung ermöglicht. Eine 
gleichzeitige Genehmigung von baulichen Anlagen ist hiermit nicht verbunden. 

Die Klärung über den Verbleib oder die Verlegung der Kabelfreileitung ist außerhalb des 
Bauleitplanverfahrens auf privatrechtlicher Ebene zu klären und nicht Gegenstand des vorliegenden 
Planverfahrens. Über die mit Schreiben vom 16.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 1.15 der Westnetz 
GmbH, Euskirchen ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.16a Telefonica GmbH & Co. OHG, Südwestpark 35, 90449 Nürnberg 
Hier: Schreiben vom 23.04.2021 
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C 1.16b Telefonica GmbH & Co. OHG, Südwestpark 35, 90449 Nürnberg 
Hier: Schreiben vom 07.05.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.16a und C 1.16b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 23.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.16a sowie über die am 07.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 1.16b, wie folgt gesamtheitlich zu 
entscheiden:  

Nach erfolgter telefonischer Rücksprache am 14.10.2021 hat sich herausgestellt, dass die „Stellungnahme 
Richtfunk“ (C 1.16a) die Gesamtheitliche Stellungnahme des Unternehmens darstellt. Die Stellungnahme C 1.16b 
dient nur dem zusätzlichen Hinweis auf eine geänderte Adresse bezüglich der Beteiligung im Bauleitplanverfahren. 
Dementsprechend werden die Belange sowohl der Telefónica Germany GmbH & Co. OGH als auch der E-Plus 
Service GmbH, durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“, nicht 
berührt. Dem Hinweis auf die Adresse für Anfragen zu Richtfunktrassen/Verbindungen wird bereits Rechnung 
getragen. 

Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 23.04.2021 
eingegangene Stellungnahme C 1.16a sowie über die mit Schreiben vom 07.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.16b der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Nürnberg ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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C 1.17 NetCologne, Planauskunft 
Hier: Schreiben vom 26.04.2021 

 

Beschlussentwurf zu C 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.04.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.17 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Plangebiet befinden sich keine Anlagen der NetCologne GmbH. Auch bestehen derzeit keine Pläne für einen 
Netzausbau im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans. Die Belange des Unternehmens werden somit 
durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht berührt. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 26.04.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.17 der NetCologne, Planauskunft, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.18 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, Postfach 11 28, 44025 
Dortmund 
Hier: Schreiben vom 27.04.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.18 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.04.2020 eingegangene Stellungnahme C 
1.18 wie folgt zu entscheiden:  

Der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW liegen keine Erkenntnisse vor, dass im 
Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans Bergbauberechtigungen verliehen wurden. Demnach ist mit 
bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. Weiterhin weist die Bezirksregierung Arnsberg auf die 
Grundwasserabsenkung im Zuge des Braunkohletagebaus hin. Im Zuge des späteren Grundwasserwiederanstiegs 
sind Bodenbewegungen möglich, welche zu Schäden an der Tagesoberfläche führen können.  
 
Im Zuge der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB wurde auch 
der Erftverband beteiligt. Aus Sicht des Erftverbandes bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken. 
 
Um auch bei später anstehenden Planungen und Vorhaben mögliche Änderungen der Grundwasserflurstände 
sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen Grundstücksbezogen zu evaluieren, soll im textlichen Bestandteil 
des Bebauungsplans im Abschnitt C. Hinweise der Punkt 8. Bergbau neu aufgenommenen werden. Dieser soll auf 
die angeführte momentane Grundwasserabsenkung und deren mögliche zukünftige Folgen hinweisen. Zusätzlich 
wird im angeführten Hinweis empfohlen, eine Anfrage an die RWE Power AG sowie für konkrete Grundwasserdaten 
an den Erftverband zu stellen. 
 
 
Die Hinweise zur Grundwasserabsenkung im Zuge des Braunkohletagebaus und die dadurch bedingte 
mögliche Bodenbewegung aufgrund des späteren Grundwasseranstiegs gemäß der mit Schreiben vom 
27.04.2020 eingegangenen Stellungnahme C 1.18 der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und 
Energie in NRW sowie die Hinweise auf die Überprüfung des Grundwasserstands im 
Baugenehmigungsverfahren werden im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans insgesamt als Hinweis 
im Abschnitt C. Hinweise Punkt 8. Bergbau neu aufgenommen. Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme C 
1.18 werden zur Kenntnis genommen.  
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C 1.19a Bundesnetzagentur, Referat 226, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin 
Hier: Schreiben vom 30.03.2021 
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C 1.19b Bundesnetzagentur, Referat 226, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin 
Hier: Schreiben vom 13.09.2021 

Hinweis der Verwaltung: 
Der Eingang der Stellungnahme C 1.19b erfolgte aufgrund von Rückfragen der Verwaltung im Nachgang der 
Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange in Hinblick auf das Ergebnis der 
verwaltungsseitigen Durchsicht der eingegangenen Stellungnahme C 1.19a.  

 

Beschlussentwurf zu C 1.19a und C 1.19b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 30.03.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.19a sowie über die am 13.09.2021 eingegangene Stellungnahme C 1.19b wie folgt gesamtheitlich zu 
entscheiden: 
 
Durch die Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe sind Bauhöhen von über 20 m im Plangebiet nicht möglich. 
Da Beeinflussungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m nicht sehr 
wahrscheinlich sind, werden die Belange der Bundesnetzagentur durch den Entwurf des Bebauungsplans 
Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ nicht berührt.  
 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 30.03.2021 
eingegangene Stellungnahme C 1.19a sowie über die mit Schreiben vom 13.09.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.19b der Bundesnetzagentur, Referat 226 ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.20 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln 
Hier: Schreiben vom 04.05.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.20 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.20 wie folgt zu entscheiden:  

Von Seiten der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen werden gegen den vorliegenden Entwurf des 
Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ keine Bedenken vorgebracht. 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13b BauGB „Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren“ aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind keine externen oder internen 
ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Auf Grundlage der Planung werden somit keine 
landwirtschaftlichen Nutzflächen für Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen beansprucht. 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.20 der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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C 1.21 Gemeinde Alfter, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 
Hier: Schreiben vom 05.05.2021 

 

Beschlussentwurf zu C 1.21 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.21 wie folgt zu entscheiden:  

Von Seiten der Gemeinde Alfter werden gegen den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-
Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.21 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.22 Deutsche Telekom Technik GmbH, In den Herrenbenden 29, 53879 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 05.05.2021 

 

Anlage 7



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 "Am Hochbachweg"  
 

Seite 53 von 76 
 

 

Anlage 7



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 "Am Hochbachweg"  
 

Seite 54 von 76 
 

 

Anlage 7



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 13 b i.V.m. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
Bebauungsplan Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 "Am Hochbachweg"  
 

Seite 55 von 76 
 

Beschlussentwurf zu C 1.22 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.22 wie folgt zu entscheiden:  

Gemäß § 68 (1) Telekommunikationsgesetz ist der Bund befugt, Verkehrswege für die öffentlichen Zwecken 
dienenden Telekommunikationslinien unentgeltlich zu benutzen, soweit dadurch nicht der Widmungszweck der 
Verkehrswege dauernd beschränkt wird (Nutzungsberechtigung). Die Planung sieht zur Erschließung des 
geplanten Quartiers den Ausbau des landwirtschaftlichen Weges vor. Hierdurch verbreitert sich der Hochbachweg, 
sodass die Flächen der Masten in Anspruch genommen werden. 

Wie in der Stellungnahme richtig angeführt wird, sieht der Planentwurf innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche 
keine Gehwege vor. Diese können aufgrund mangelnder Festsetzungsmöglichkeiten höchstens zur möglichen 
funktionalen Aufteilung innerhalb des Bebauungsplans dargestellt werden. Das städtebauliche Konzept, Stand Juni 
2020 zeigt die geplante Aufteilung der öffentlichen Verkehrsflächen auf. Hieraus geht hervor, dass ein Gehweg 
entlang des Hochbachweges geplant ist. Der Anregung wird somit bereits Rechnung getragen. 

Die genaue Ausgestaltung und Dimensionierung sowohl des Gehwegs, als auch der restlichen öffentlichen 
Verkehrsflächen wird im Zuge der Erschließungsplanung ausgearbeitet. Die Möglichkeit der Unterbringung der 
erforderlichen Kabel in den geplanten Gehwegflächen besteht, sodass die Versorgung mit Telekommunikation 
grundsätzlich gewährleistet ist. 

Um der angeregten frühzeitigen Beteiligung Rechnung zu tragen, wurde der Telekom mit E-Mail vom 09.09.2021 
der geplante verkehrliche Ausbau zugeleitet. Die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen 
sind nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, sodass hierzu keine Aussage getroffen werden kann.   

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.22 der Deutsche Telekom Technik GmbH, Euskirchen ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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C 1.23 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Abteilung Denkmalschutz/Praktische 
Bodendenkmalpflege, Endenicher Straße 133, 53115 Bonn 
Hier: Schreiben vom 05.05.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.23 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.23 wie folgt zu entscheiden:  

Das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland bittet in ihrer Stellungnahme darum, den von ihnen 
angeführten Hinweis in die Planunterlagen aufzunehmen. Eine Aufnahme des Hinweises ist nicht erforderlich, da 
der Hinweis bereits im textlichen Teil des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ 
Stand Offenlage unter C. Hinweise, Punkt 1. Bodendenkmalpflege aufgeführt ist.  

 
Der Stellungnahme wird insoweit Rechnung getragen, als das der vorgeschlagene Hinweis bereits im 
textlichen Teil des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“, Stand Offenlage, 
unter C. Hinweise, Punkt 1. Bodendenkmalpflege aufgeführt ist. Über die mit Schreiben vom 05.05.2021 
eingegangene Stellungnahme C 1.23 des LVR-Amts für Bodendenkmalpflege im Rheinland ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.24 Rheinbacher Seniorenforum e.V. 
Hier: Schreiben vom 05.05.2021 

 

 

Beschlussentwurf zu C 1.24 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.24 wie folgt zu entscheiden:  

In Hinblick auf die Anregungen zur Beachtung einer Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehrs- und Freiraum nach 
DIN 18040-3 und der Integration von Bodenindikatoren im öffentlichen Raum nach DIN 32984: 2020-12 wird darauf 
hingewiesen, dass sich diese Anregungen auf die technische Ausgestaltung und Materialität der geplanten 
öffentlichen Verkehrsfläche und der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- 
und Radweg beziehen. Hierzu können jedoch im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens mangels 
Rechtsgrundlage grundsätzlich keine Festsetzungen getroffen werden. Die Festlegungen zur genauen technischen 
und materiellen Ausgestaltung der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche und der öffentlichen Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg werden außerhalb des Bauleitplanverfahrens im Rahmen der 
technischen Ausbauplanung getroffen. Hierbei sind die entsprechenden technischen Regelwerke und sonstigen 
technischen Normen entsprechend mit zu berücksichtigen.  

Eine weitere Beteiligung des Rheinbacher Seniorenforum e. V. im Rahmen des in Rede stehenden 
Bauleitplanverfahrens ist nach den gesetzlichen Bestimmungen im Nachgang der Offenlage grundsätzlich nicht 
möglich, sofern nach Auswertung der Ergebnisse der Offenlage kein fachliches Erfordernis zu einer erneuten 
öffentlichen Auslegung besteht. Im Zuge der technischen Ausbauplanung im Anschluss an das förmliche 
Bauleitplanverfahren ist jedoch die Abgabe weiterer Anregungen und Stellungnahmen von Seiten des Rheinbacher 
Seniorenforum e. V. grundsätzlich möglich. 

Die Anregungen der mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangenen Stellungnahme C 1.24 des Rheinbacher 
Seniorenforums e.V. in Bezug auf die Beachtung der Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehrs- und 
Freiraum nach DIN 18040-3 und der Integration von Bodenindikatoren im öffentlichen Raum nach DIN 
32984: 2020-12 wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.24 des Seniorenforums e.V. im Rheinland ist keine Beschlussfassung erforderlich.  
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C 1.25a Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und strategische Kreisentwicklung – Fachbereich 
01.3, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg  
Hier: Schreiben vom 06.05.2021 
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C 1.25b Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz, Sachgebiet Immissionsschutz und 
gewerbliche Abfallwirtschaft, Kaisers-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg  
Hier: Schreiben vom 02.09.2021 

Hinweis der Verwaltung: 
Der Eingang der Stellungnahme C 1.25b erfolgte aufgrund des angepassten Schall-Immissionsgutachtens im 
Nachgang der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange in Hinblick auf das Ergebnis 
der verwaltungsseitigen Auswertung der eingegangenen Stellungnahme C 1.25a. Die Stellungnahme C 1.25b trägt 
hierbei der inhaltlichen Klärung in Bezug auf das angepasste Schall-Immissionsgutachtens bei. 
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Beschlussentwurf zu C 1.25a und C 1.25b 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.25a sowie über die am 02.09.2021 eingegangene Stellungnahme C 1.25b wie folgt gesamtheitlich zu 
entscheiden:  

Zu: Umwelt- und Naturschutz 

hier: Immissionsschutz 

Der Anregung, das Schall-Immissionsgutachten gemäß der Stellungnahme C 1.25a anzupassen, wird gefolgt. Im 
Anschluss an die Überarbeitung wurde das entsprechende Sachgebiet des Rhein-Sieg-Kreises (Sachgebiet 
Immissionsschutz und gewerbliche Abfallwirtschaft) um Stellungnahme zum angepassten Schall-
Immissionsgutachten gebeten (Stellungnahme C 1.25b). Gemäß der Stellungnahme ist das überarbeitete Schall-
Immissionsgutachten plausibel und es bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine grundsätzlichen 
Bedenken. Weiterführend wird auf die Nähe des Ergebnisses zum nächtlichen Immissionsrichtwert hingewiesen. 
Der anschließenden Empfehlung der Aufnahme einer Festsetzung zur Anordnung der schutzbedürftigen Räume 
wird nicht gefolgt. Der Begriff „Immissionsrichtwert“ definiert einen Wert an dem sich orientiert werden sollte. Eine 
Grenze der Zulässigkeit wird durch den Begriff nicht definiert. Daher kann bei entsprechender Begründung, auch 
eine Überschreitung des Immissionsrichtwertes zulässig sein. Im hier in Rede stehenden Fall werden die 
Immissionsrichtwerte allerdings eingehalten, eine Überschreitung des Immissionsrichtwertes für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) liegt nicht vor. Hierzu führt der zuständige Schallgutachter mit E-Mail vom 13.10.2021 aus: 

„In der Immissionsprognose wurde für die Nutzung der Mehrzweckhalle von einer regelmäßigen Nutzung durch 
Veranstaltungen an allen Tagen ausgegangen. Selbst dann wird der Immissionsrichtwert für ein allgemeines 
Wohngebiet eingehalten und der eines Mischgebietes um 5 dB(A) unterschritten.  

Die hauptsächlichen Schallemissionen der Mehrzweckhalle erfolgen über die Fenster auf der, dem Baugebiet 
abgewandten Seite der Halle. Die störenden Emissionen werden durch den Fahrzeugverkehr auf dem Parkplatz 
und durch den Publikumsverkehr auf der Eingangsseite bewirkt. Die Einwirkung der Geräusche auf das neue 
Plangebiet ist geringer als an der bestehenden Wohnbebauung neben dem Parkplatz und Zufahrt.  

Bei seltenen Ereignissen sind nach TA Lärm höhere Immissionsrichtwerte zulässig. Für ein allgemeines 
Wohngebiet sind bis zu 55 dB(A) zulässig. Dieser Wert wird während der Veranstaltungen erheblich unterschritten.“ 

Aufgrund dessen wird der Empfehlung des Sachgebiets Immissionsschutz und gewerblicher Abfall des Rhein-Sieg-
Kreises nicht gefolgt. 
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 Zu: Natur-, Landschaft- und Naturschutz 

hier: Ausschlusszeiten für die Beseitigung von Gehölzen und Vegetation 

Die Anregung zum Verweis auf §39ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und den besonderen Artenschutz 
gemäß § 44 BNatSchG wird in dem Sinne beachtet, als dass ein entsprechender Passus in die textlichen 
Festsetzungen (Punkt 12), als auch in die Begründung (Kapitel 3.10) aufgenommen wird. 

Der folgende Absatz wird aufgrund des bereits vergangenen Zeitraums sowohl in den textlichen Festsetzungen 
(Nr. 12), als auch in der Begründung (Kapitel 3.10 und 4.2.4) gestrichen. 

Bei dem im Plangebiet vorkommenden Brombeer-Gebüsch wurden keine Vogelbruten festgestellt. Bei einem 
Beginn der Baufeldfreiräumung im Jahr 2020 sind keine Verluste von Vogelbruten durch die Rodung des Gebüschs 
zu befürchten. Sollte sich der Beginn der Baufeldfreimachung in das kommende Jahr / die kommenden Jahre 
verschieben, ist das Gebüsch bereits im vorausgehenden Winterhalbjahr zu den oben angegebenen Zeiten zu 
roden. 

hier: Empfehlungen zu Grünfestsetzungen /Schottergärten 

Der Empfehlung, das Baugebiet durch Pflanzgebote zu strukturieren und hinsichtlich thermischer 
Klimabelastungen zukunftssicher auszugestalten wird anteilig gefolgt. Bereits im offen gelegten 
Bebauungsplanentwurf ist ein flächenhaftes Pflanzgebot (pfg 1) festgesetzt, welches zwei separate Flächen 
innerhalb des Geltungsbereichs definiert. Hierzu heißt es in Punkt 3.13 der Begründung: 

„Ziel dieser Festsetzung ist die optische Trennung der Stellplätze gegenüber den angrenzenden privaten 
Grundstücksflächen. Hierdurch sollen Beeinträchtigungen durch Lichtemissionen, ausgelöst durch den Kfz-
Verkehr, auf die angrenzende Wohnnutzung vermieden und eine Begrünung des Quartiereingangs sowie des 
westlichen Ortsrandes partiell erreicht werden.“ 

Zusätzlich setzt der Bebauungsplanentwurf eine Pflanzbindung PG 1 fest. Hierzu heißt es in Punkt 3.13 der 
Begründung: 

„Zudem wurde im Bebauungsplan die Erhaltung des vorhandenen Baumes festgesetzt. Dieser ist als ortsprägend 
anzusehen und fasst gemeinsam mit der Ausweisung der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Wegekreuz räumlich (vgl. Punkt 3.9) das dort befindliche Wegekreuz. Um dem Erhalt des großkronigen und unter 
ökologischen Gesichtspunkten wertvollen Baum Rechnung zu tragen, wurden bei Verlust des Baumes 
Mindestqualitäten festgesetzt, die der zu ersetzende Baum erfüllen muss.“ 

Die Strukturierung durch Pflanzgebote, auch hinsichtlich thermischer Klimabelastungen, wurde innerhalb des 
Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 „Am Hochbachweg“ bereits berücksichtigt. In der Stellungnahme 
wird jedoch zusätzlich die Anpflanzung von schmal- oder kleinkronigen Bäumen gefordert. Hierzu wird Punkt 15. 
„Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ der textlichen Festsetzungen 
um folgenden Punkt erweitert: 

Anpflanzung von Einzelbäumen auf den privaten Grundstücksflächen 
Pro Doppelhaushälfte ist auf der zugehörigen privaten Grundstücksfläche 1 standortgerechter Laub- oder 
Obstbaum in der Qualität: mind. Hochstamm, 3x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 16-18 cm anzupflanzen, zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
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Auf Stellplatzflächen: 
Die Stellplatzflächen sind auf die beiden am Anfang des Quartiers festgesetzten Flächen eingegrenzt. Die südliche 
Fläche ermöglicht die Errichtung von Carports, sodass eine Baumanpflanzung dem entgegensteht. Die nördliche 
Stellplatzfläche – wie auch die südliche – werden bereits im zugrundeliegenden Bebauungsplanentwurf durch ein 
flächenhaftes Pflanzgebot (pfg 1) strukturiert. Die Festsetzung von Baumstandorten zwischen den einzelnen 
Stellplätzen würde die benötigte Bewegungsfläche vergrößern und die Stellplatzfläche nach Norden erweitern. 
Hierdurch würden die privaten, nicht versiegelten, Gärten zugunsten einer erweiterten versiegelten Stellplatzfläche 
verkleinert werden. Aufgrund dessen wird von einer Festsetzung von Baumstandorten abgesehen. 

Kinderspielplätze: 
Die generelle Beschaffenheit von Kinderspielplätzen auf Baugrundstücken wird durch die Satzung der Stadt 
Rheinbach über Kinderspielplätze auf Baugrundstücken vom 16.12.2005 festgelegt. Ein plangebietsbezogener 
Umstand, welcher eine Abweichung / einen Zusatz in Hinblick auf die Beschaffenheit fordert, liegt nicht vor, sodass 
von einer weiterführenden Festsetzung abgesehen wird.  

Öffentliche Plätze: 
Im Plangebiet ist kein öffentlicher Platz ausgewiesen, sodass auch keine entsprechende Festsetzung 
aufgenommen werden kann. Der Quartiersplatz ist als Gemeinschaftsanlage mit der Zweckbestimmung: 
Feuerwehraufstellfläche festgesetzt. Um die Befahrbarkeit der Fläche für Rettungsfahrzeuge zu sichern und 
ausreichend Aufstellmöglichkeit zu gewährleisten, sind jegliche baulichen Anlagen, Nebenanlagen und 
Bepflanzungen als unzulässig festgesetzt. Der verkehrlichen Erreichbarkeit und Aufstellmöglichkeit soll hier der 
Vorrang eingeräumt werden.  

Der innerhalb des flächenhaften Pflanzgebots pfg 1 angeführte Pflanzenart „Gewöhnlicher Liguster“ wird ersatzlos 
gestrichen. 

Schottergärten 

Grundsätzlich verweist bereits die „Handlungsempfehlung zum Umgang mit Schottergärten“ (2019) des StGB NRW 
auf zwei mögliche Herangehensweisen. Das Verbot durch eine zu begründende Festsetzung und die Möglichkeit 
der Aufklärung und Beratung. Von einer Festsetzung bezüglich einer dauerhaften Begrünung nicht überbauter bzw. 
nicht befestigter Flächen oder der Vorgartenbereiche wird abgesehen. Durch die planerische Zurückhaltung greift 
§ 8 (1) der BauO NRW. Dieser besagt, dass die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen 
überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen sind und zu 
begrünen oder zu bepflanzen sind, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der 
Flächen entgegenstehen. In Hinblick auf die Vermeidung von sog. Schottergärten i. V. m. wasserundurchlässiger 
Unterbauung zugunsten einer möglicherweise pflegeärmeren Bewirtschaftung, welche jedoch ohne dichte 
Bepflanzung einen Beitrag zu Aufheizungseffekten im Quartier leisten können, bestimmt sich die Zulässigkeit 
zusätzlich nach den Vorgaben der §§ 17 und 19 (4) BauNVO und kann im Rahmen der bauordnungsrechtlichen 
Prüfung so einer eindeutigen rechtsinstrumentariellen Kontrolle in Bezug auf den jeweils zulässigen 
Versiegelungsgrad je Grundstück unterzogen werden.  
 
Die Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Schottergärten des StGB NRW (2019) führt weiterhin in Kapitel IV. 
„Weitere Instrumente“ an: 

„Wir empfehlen den Kommunen neben und ggf. sogar vor dem Einsatz der rechtlichen Instrumente ein 
niedrigschwelligeres Vorgehen. Schottervorgärten werden oft von älteren Mitbürgern, die keine Kraft mehr zur 
Gartenpflege haben, und Eigentümern von Mehrfamilienhäusern, in denen kein Mieter die Pflege des Vorgartens 
übernehmen will, angelegt. Dort ist die Verschotterung oft der einzige Weg, den Vorgarten nicht verwildern zu 
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lassen. Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf den grundrechtlich gewährleisteten Eigentumsschutz aus Art. 14 
GG erscheint es zweckmäßig, die Bürger durch eine Vielzahl von Schritten von den begrünten Vorgärten zu 
überzeugen. […]“ 

Auf Grundlage der vorgenannten Darstellungen soll von zusätzlichen Festsetzungen abgesehen werden. Der 
Anregung wird dementsprechend nicht gefolgt. 

Den Empfehlungen wird insofern gefolgt, als dass im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans unter Punkt A. 
Planungsrechtliche Festsetzungen, Punkt 15. „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen“, folgende Festsetzung neu aufgenommen wird: 

Pflanzgebot in Vorgärten 
Innerhalb der räumlich festgesetzten Vorgartenbereiche sind die privaten Grundstücksflächen außerhalb der 
notwendigen Erschließungsflächen, der Standorte für Müllbehälter sowie der Abstellflächen für Fahrräder 
vollflächig als Vegetationsflächen (z. B. Rasen, Gräser, Stauden, Kletterpflanzen, Gehölze) anzulegen, zu pflegen 
und dauerhaft zu erhalten. Innerhalb der Vegetationsflächen sind zur Bedeckung des Pflanzhorizontes zusätzlich 
zur Verwendung von Erdreich nur offenporige, wasserdurchlässige Materialien zulässig. Dies gilt auch innerhalb 
des Bodenaufbaus. Der Einbau wasserundurchlässiger Sperrschichten wie z. B. die Verwendung von 
Abdichtbahnen o. ä. unterhalb der Vegetationsflächen ist demnach unzulässig. 

Hinweis zu Vogelschlag an Gebäuden 

Die Überprüfung, welche Art von Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen werden, ist von Plangebiet zu 
Plangebiet neu zu bewerten. Zur Bewertung zählt einerseits die für das Vorhaben durchgeführte 
Artenschutzprüfung (ASP), welche keinerlei Beeinträchtigungen sowohl für planungsrelevante Arten, als auch für 
nicht planungsrelevante, europäische Vogelarten gutachterlich bestätigt. Andererseits sind auch die durch den 
Bebauungsplan ermöglichten Vorhaben in die Bewertung einzubeziehen. Im konkreten Fall handelt es sich um 
zweigeschossige Doppelhäuser, welche zwingend mit einem Satteldach errichtet werden müssen. Das Satteldach 
selber kann nur in deutlich untergeordneter Größe Glasflächen aufweisen. In seiner überwiegenden Fläche ist das 
Objekt klar als Hindernis zu erkennen. Die zwei festgesetzten Vollgeschosse sind als kein Ausreißer im Stadtgefüge 
anzusehen, welcher eine erhöhte Gefahr an Vogelschlag hervorruft. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch die 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten in Ihrem Beschluss vom 21/01 mit dem Titel „Vermeidung von 
Vogelverlusten an Glasscheiben – Bewertung des Vogelschlagrisikos an Glas“. Bei der Einschätzung des 
Kollisionsrisikos werden drei unterschiedliche Kategorien ermittelt. Einfamilien-, Doppel- und Reihenhäuser werden 
hier der Kategorie 1 mit dem geringsten Risiko zugeordnet. Als mögliche wirksame Vermeidungsmaßnahmen 
werden hier angeführt: „Markierungen“, „Netze, Gitter, Blenden und Jalousien“ und „Glaseigenschaften“. 

Auf der Internetseite des NABU wird darauf hingewiesen, dass es grundsätzlich drei Faktoren gibt, die eine 
Glasscheibe zu einer Vogelgefahr machen: 

1. „Durchsicht: Diese ist gegeben, wenn eine Glasscheibe einen ansonsten scheinbar freien Flugweg blockiert. Bei 
Häusern entsteht diese bei Verglasungen über Eck oder wenn durch ein zweites Fenster an der Rückwand eine 
Durchflugsmöglichkeit suggeriert wird. Auch bei verglasten Bushaltestellen oder Lärmschutzwänden besteht Durchsicht.  

2. 2. Spiegelung: In spiegelnden Glasfronten sieht ein Vogel die Umgebung vor dem Fenster, also Vegetation oder den 
freien Himmel und versucht dorthin zu fliegen. 

3. 3. Beleuchtung: Abends und nachts sind von innen beleuchtete Scheiben eine Gefahr. Gerade nachts ziehende Vögel 
werden von den Lichtern angezogen, ohne dass sie die Scheiben erkennen können. 

Eine einseitig verglaste Außenwand ist für Vögel erst als solche nicht erkennbar, wenn in einer Linie Glas 
Anwendung findet. Dies ist im Rückgriff auf die geplanten Nutzungen nicht der Regelfall. Spiegelungen sind bei 
Gebäudeteilen teilweise gegensätzlich zu sehen. Durch bauliche Anlagen, die eine Durchsicht ermöglichen (bspw. 
Balkongeländer oder Wintergarten) könnten Spiegelungen zu einer möglichen Reduzierung beitragen. Dem 
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entgegen steht, dass eine Spiegelung von Büschen und Bäumen Vögel verwirrt und dazu verleitet, in die 
Glasflächen zu fliegen. Zusätzlich ergeben sich nach Auswertung der Rechercheergebnisse in der Fachliteratur 
keine eindeutigen Festsetzungen in Hinblick auf die geeignete Dimensionierung von Glasflächen als Bestandteil 
von Fassaden oder auch als selbständige bauliche Elemente, welche aufgrund Ihrer möglichen 
Größenbeschränkung, Anordnung o. ä. einen wirksamen Schutz vor Reflexionen, Spiegelungen, ungehinderten 
Durchsichten u. ä. bewirken.  

Um unabhängig von den Untersuchungsergebnissen der durchgeführten Artenschutzprüfung ein Beitrag zum 
Vogelschutz zu leisten, soll dem Hinweis auf Vogelschutz durch nachfolgende Vermeidungsmaßnahme Rechnung 
getragen werden: 

Vermeidungsmaßnahme: Maßnahmen gegen Vogelschlag 
Zum wirksamen Schutz von Vögeln vor Kollisionen mit transparenten Glasfassaden, Glasbrüstungen, 
Balkonverglasungen, Eckverglasungen, Glasverbindungsgängen und transparenten Windschutzwänden sind 
diese baulichen Elemente mit geprüften Markierungen am Glas z.B. durch Siebdruckverfahren, Ätzverfahren, 
Sandstrahlverfahren oder Folien gemäß dem Stand der Technik (z.B. österreichische Norm ONR 191040; 
Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht, Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2012; Vogelschlag an 
Glasflächen vermeiden, BayLfU, 2010) auszustatten und / oder in Verbindung mit zusätzlichen baulichen 
Maßnahmen wie z.B. außenliegenden Sonnenschutzsystemen o. ä. auszuführen, die einen nachweisbaren 
wirksamen Schutz von Vögeln vor Kollisionen mit den o. g. baulichen Elementen aus Glas bewirken. 
 
Der alleinige Einsatz von an Glasoberflächen aufgebrachten Vogelsilhouetten oder die alleinige Verwendung von 
reflexionsarmen Glas sowie die Verwendung von Produkten mit UV-Markierungen ist unzulässig. 
 
Ausnahmen können zugelassen werden, sofern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen wird, 
dass durch die Anordnung der o. g. baulichen Elemente aus Glas Kollisionen von Vögeln ausgeschlossen werden 
können. 

hier: Hinweise zu Lichtemissionen / zum Auszug aus dem Landschaftsplan 

Die Artenschutzprüfung (ASP I) von Herrn Dr. Ralph Schöpwinkel vom 06. August 2020 hat ergeben, dass durch 
das Vorhaben keine planungsrelevanten Arten betroffen sind. Bei den nicht planungsrelevanten europäischen 
Vogelarten kann es durch das Vorhaben nur während der Bauphase bei der Rodung von Gehölzen innerhalb der 
Brutzeit zur Zerstörung von Nestern sowie zu Beeinträchtigungen durch Störungen kommen, sodass notwendige 
Baumfällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Brutzeit - im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) 
Februar – vorzunehmen sind. Auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse sind keine nachteiligen Auswirkungen 
auf Tiere oder Pflanzen wildlebender Arten nachweisbar, sodass es keiner Vermeidungsmaßnahme bedarf. 

Im Zuge der Neuinstallationen von Beleuchtungskörpern im öffentlichen Raum kommen bei der Stadt Rheinbach 
seit mehreren Jahren LED-Beleuchtungsmittel zum Einsatz. Demnach sollen auch innerhalb des Plangebiets im 
öffentlichen Raum sämtliche Beleuchtungskörper mit LED-Leuchtmitteln ausgestattet werden. Aufgrund des 
Leuchtspektrums dieser Leuchtmittel und der regelmäßig verwendeten Farbtemperatur „warmweiß“ können 
Gefahren für Insekten und Fledermäuse entsprechend minimiert werden. Dies entspricht auch den vom BUND 
veröffentlichten Hinweisen. Eine weitere Minimierung in Hinblick auf die potentielle Gefährdung von Insekten und 
Fledermäusen kann durch die technisch mögliche Dimmung der Beleuchtung während der Nachtstunden erzielt 
werden. Bei den hier vorgesehenen Beleuchtungskörpern werden die erforderlichen technischen Merkmale erfüllt. 
Eine entsprechende Anpassung der Helligkeit ist somit jederzeit möglich, sodass es keiner gesonderten 
Festsetzung im Bebauungsplan bedarf. 
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Gegenstand der Erschließungsplanung ist u.a. auch die Planung der Straßenbeleuchtungsanlagen. Hierbei wird 
darauf geachtet, dass, Leuchten eingesetzt werden, die ihr Licht zielgerichtet auf die öffentlichen Verkehrsflächen 
werfen und nur wenig Streulicht erzeugen. Es werden in dieser Planung die konkreten Leuchtentypen für die 
erforderlichen Ausleuchtungsbereiche und -stärken festgelegt. Die Festschreibung der Anforderungen soll hier im 
Erschließungsvertrag erfolgen. 

Der Empfehlung, den Auszug aus dem Landschaftsplan Nr. 4 Meckenheim – Rheinbach – Swisttal mit einer 
Legende zu den wesentlichen Planinhalten der Landschaftsplanung zu versehen, wird gefolgt. Dementsprechend 
wird der Auszug in Kapitel 1.5.3 der Begründung geändert. 

Zu: Anpassung an den Klimawandel 

Die Empfehlungen zu Grünfestsetzungen und Schottergärten wurden in den vorherigen Kapiteln behandelt. 

Zu: Starkregen 

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb einer Gefahren- oder Risikozone für Hochwasser. Hierfür wurde die 
Hochwassergefahrenkarte und die Hochwasserrisikokarte des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz (kurz LANUV) herangezogen. Zusätzlich ist die momentan einzige Funktion des Hochbachs, 
als möglicher Überlauf des südlich gelegenen Dorfteichs zu fungieren. Aufgrund der ungewöhnlichen Höhenlage 
des Baches besitzt er innerhalb der Ortschaft Ramershoven kein Einzugsgebiet. Eine Niederschlagsmenge, die 
ein signifikantes Übertreten des Hochbachs zur Folge hat, ist somit nicht zu befürchten. Dies hat auch das 
Starkregenereignis vom Juli 2021 gezeigt, bei welchem der Hochbach nicht übergetreten ist. Nach Aussage von 
Anwohnern hat er überdies kein bzw. kaum Wasser geführt. 

Die Topographie der Landschaft im Bereich der Ortschaft Ramershoven ist hier insgesamt als flach zu bezeichnen. 
Es ist daher nicht zu befürchten, dass größere Mengen wildabfließenden Wassers bei Starkregenereignissen in 
das geplante Baugebiet fließen. Siehe auch die nachfolgende Abbildung. 

 

Das Starkregenereignis im Juli 2021 hat überdies gezeigt, dass der Wegeseitengraben entlang des Hochbachwegs 
Oberflächenwasser der Peppenhovener Straße aufgenommen und weitergeleitet hat. Im weiteren Verlauf des 
Wegeseitengrabens – nördlich des Plangebiets – kam es nach Angaben von Bewohnern zu einem Übertritt des 
Wassers auf die angrenzenden Flächen. Nach Aussage der Anwohner ist dies allerdings auf Rückstände innerhalb 
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des Wegeseitengrabens zurückzuführen. Eine mögliche Nachbearbeitung des Wegeseitengrabens wird außerhalb 
des Bauleitplanverfahrens geklärt. Um den Durchfluss des anfallenden Niederschlagswassers im 
Wegeseitengraben im Bereich des Plangebiets weiterhin zu gewährleisten, wird in der Erschließungsplanung ein 
unterirdischer Regenwasserkanal vorgesehen.  

In der Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreises werden zwei Maßnahmen empfohlen. Die Aufkantung tieferliegender 
Zugänge und Baukörperöffnungen gegenüber dem Straßenniveau, sowie die Vertiefung der Spielplatzfläche. Den 
Empfehlungen wird aus nachfolgenden Gründen nicht gefolgt: 

Die geplante öffentliche Verkehrsfläche wird höher liegen, als die derzeitige natürliche Geländehöhe. Die hierdurch 
erschlossenen Gebäude sind auch aufgrund der festgesetzten EFH (Erdgeschossfußbodenhöhe), welche eine 
0,15 – 0,5 m höhere Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens gegenüber der zugeordneten öffentlichen 
Verkehrsfläche fordert, vor Überflutung geschützt. Eine zusätzliche Aufkantung von tieferliegenden Zugängen und 
Baukörperöffnungen kann aufgrund der fehlenden rechtlichen Ermächtigungsrundlage nicht festgesetzt werden. 
Die Aufkantung von tieferliegenden Zugängen und Baukörperöffnungen ist daher im Rahmen der privaten 
Eigenvorsorge vom jeweiligen Grundstückseigentümer separat zu prüfen und bei Bedarf umzusetzen.  

Ein starker Anstieg von Oberflächenwasser resultiert meist aus einer großen Menge Niederschlag in einem kurzen 
Zeitraum. Aus diesem Grund kann der Boden das Niederschlagswasser nicht schnell genug aufnehmen. Aufgrund 
der Tatsache, dass die Spielplatzfläche für Kleinkinder vorgesehen ist, könnte der schnelle Anstieg diese 
Zielgruppe überraschen und eine Gefährdung für die Gesundheit darstellen. Zusätzlich müssten die Straßenhöhen 
entsprechend angepasst werden, sodass das Oberflächenwassers in Richtung der Spielplatzfläche fließt. 
Demgegenüber steht eine festgesetzte Spielplatzfläche von 9 m x 5 m, welche demnach, bezogen auf die 
möglichen Zuleitungsflächen, nur eine sehr geringe Rückhaltefunktion bietet. Einer Vertiefung der Spielplatzfläche 
um ca. 0,30 Meter zur Schaffung eines Retentionsraums wird aus den vorgenannten Gründen nicht gefolgt. 

Vor dem Hintergrund der Hochwasservorsorge ist mit dem für die Erschließung zuständigen Büro eine Überprüfung 
der geplanten Straße und des Kanals durchgeführt worden. Im Zuge dieser Überprüfung wurde die Straßenplanung 
in Bezug auf die Gefällesituation im Quergefälle, sowie im Längsgefälle, leicht angepasst. Durch diese Anpassung 
kann Niederschlagswasser in Richtung der östlich anliegenden Wiese und weiterführend zu den Wiesen und 
Äckern fließen. Zusätzlich wurden die neusten Regendaten vom Deutschen Wetterdienst (DWD) abgefragt und 
darauf aufbauend die Dimensionierung und der Stauraumkanal neu berechnet. Die Berechnung hat gezeigt, dass 
die Dimensionierung des Kanals ausreichend bemessen ist um ein 100-jähriges Ereignis schadlos abzuführen. Der 
Kanal zeigt dann zwar Überlastungen (Einstau in den Schächten), aber keinerlei Überflutungen (Wasseraustritt aus 
Deckeln oder Straßeneinläufen). Nach den geltenden Vorschriften wäre eine Dimensionierung mit einem 2-jährigen 
Ereignis ausreichend. Eine durchzuführende Überflutungsberechnung müsste nur ein 20-jähriges Regenereignis 
berücksichtigen. Um im Falle eines Extremregenereignisses weiterhin einen geordneten Abfluss zu gewährleisten, 
wird der geplante Stauraumkanal inklusive der zugehörigen Pumpstation mit einem zusätzlichen Überlauf 
vorgesehen. Dieser führt bei einem Extremregenereignis bei Überlauf des Stauraumkanals das ansteigende 
Wasser dem geplanten unterirdischen Regenwasserkanal zu. So wird das Wasser auch bei einem Stromausfall 
dem daran anschließenden Wegeseitengraben zugeführt. Der Hochwasservorsorge wird damit außerhalb des 
Bauleitplanverfahrens Rechnung getragen. 

 
Den Anregungen der mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangenen Stellungnahme C 1.25a des Rhein-Sieg-
Kreises, Referat Wirtschaftsförderung und strategische Kreisentwicklung, sowie der vom 02.09.2021 
eingegangenen Stellungnahme C 1.25b des Rhein-Sieg-Kreises, Amt für Umwelt- und Naturschutz, 
Sachgebiet Immissionsschutz und gewerbliche Abfallwirtschaft wird wie folgt Rechnung getragen: Das 
Lärmschutzgutachten wurde entsprechend der Anregungen überarbeitet. Einer weiterführenden 
Festsetzung entsprechend der Anregung aus der Stellungnahme C 1.25b wird, aufgrund der Tatsache, dass 
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die Immissionsrichtwerte eingehalten werden nicht gefolgt. Der Anregung zum Verweis auf die §§39ff. 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und den besonderen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG wird 
gefolgt. Hierzu wurden die textlichen Festsetzungen (Punkt 12.), als auch die Begründung (Kapitel 3.10) 
entsprechend ergänzt. Der Passus, dass eine Baufeldfreiräumung im Jahr 2020 keine Verluste von 
Vogelbruten zu befürchten lässt, ist ersatzlos gestrichen worden. Der Empfehlung zu Grünfestsetzungen 
wird anteilig gefolgt. Hierzu werden die textlichen Festsetzung Punkt 15. um die Anpflanzung von 
Einzelbäumen auf den privaten Grundstücksflächen erweitert. Der Anregung, dass die Pflanzenauswahl für 
Kinderspielplätze keine Pflanzen mit giftigen Pflanzenbestandteilen enthalten sollte, wird gefolgt. Der 
Gewöhnliche Liguster wird dementsprechend aus der Liste gestrichen. Dem Hinweis zu Vogelschlag an 
Gebäuden wird in dem Sinne gefolgt, als das Punkt 12. der textlichen Festsetzungen um eine 
Vermeidungsmaßnahme gegen Vogelschlag ergänzt wird. Kapitel 3.10 der Begründung wurde 
dementsprechend ergänzt. Dem Hinweis, den Auszug aus dem Landschaftsplan mit einer Legende zu 
versehen wird gefolgt. Der Auszug in Kapitel 1.5.3 der Begründung wurde entsprechend ergänzt. 
Dementsprechend wurde die Abbildung sechs der Begründung ergänzt. Der Empfehlung zum Ausschluss 
von Schottergärten wird insofern gefolgt, als dass ein Pflanzgebot sowie der Ausschluss von 
Abdeckbahnen aufgenommen wird. Hierzu werden die textlichen Festsetzungen (Punkt 15.) sowie die 
Begründung (Kapitel 3.13, 4.2.3, 4.2.5) entsprechend ergänzt. Der Empfehlung zur Festsetzung der 
Verwendung von insekten- und fledermausfreundlichen Beleuchtungsmitteln im öffentlichen Raum wird 
nicht gefolgt. Den Empfehlungen zu baulichen Vorkehrungen in Bezug auf Starkregenereignisse kann 
aufgrund der fehlenden rechtlichen Ermächtigungsgrundlage auf der Ebene des Bebauungsplans nicht 
gefolgt werden. Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 06.05.2021 eingegangenen 
Stellungnahme C 1.25a des Rhein-Sieg-Kreises, Referat Wirtschaftsförderung und strategische 
Kreisentwicklung, sowie der vom 02.09.2021 eingegangenen Stellungnahme C 1.25b des Rhein-Sieg-
Kreises, Amt für Umwelt- und Naturschutz, Sachgebiet Immissionsschutz und gewerbliche Abfallwirtschaft 
werden zur Kenntnis genommen. 
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C 1.26 Erftverband, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim  
Hier: Schreiben vom 07.05.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.26 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.26 wie folgt zu entscheiden:  

Die Belange des Erftverbandes werden durch den Entwurf des Bebauungsplans Rheinbach-Ramershoven Nr. 1 
„Am Hochbachweg“ nicht berührt.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.05.2021 eingegangene 
Stellungnahme C 1.26 des Erftverbands ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 1.27 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Gewässerentwicklung, 50606 Köln 
Hier: Schreiben vom 07.05.2021 
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Beschlussentwurf zu C 1.27 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.05.2021 eingegangene Stellungnahme C 
1.27 wie folgt zu entscheiden:  

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) Grundwasser 
 
Dem Hydrologischen Gutachten, Paladini Geotechnik, Auftrag Nummer 20201892, Stand 06. April 2020 nach, 
können auf der Ebene der Bauleitplanung aufgrund der vorgefundenen Boden- und Durchlässigkeitsverhältnisse 
keine Sickeranlagen gefordert werden. Zusätzlich wird im Gutachten von freiwilligen Versickerungsanlagen 
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abgeraten. Als Fazit empfiehlt das Gutachten, dass auf eine Versickerung zu verzichten ist und die entsprechenden 
Flächen der Gebäude an das Kanalnetz anzuschließen sind. 
 
Aufgrund der höchstens sehr begrenzten Aufnahmefähigkeit des Bodens wird der Anregung zu einer möglichst 
minimalen Versiegelung nicht gefolgt. Der Anteil des zulässigen Versiegelungsgrades innerhalb der privaten 
Grundstücksflächen orientiert sich in Hinblick auf das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet (WA) an den 
gesetzlichen Vorgaben des § 17 BauNVO in Kombination mit § 19 (4) BauNVO. Eine Reduzierung der zulässigen 
überbaubaren Fläche hätte zur Folge, dass aufgrund der weiterhin starken Nachfrage nach Wohnraum die Fläche 
an anderer Stelle vorgehalten/ausgewiesen werden müsste. Eine hierdurch hervorgerufene weiterführende 
bauliche Entwicklung im Außenbereich, welche gegebenenfalls eine geeignetere Wasseraufnahmefähigkeit 
vorweist, soll jedoch vermieden werden. Der Wohnraumschaffung mit entsprechender Ausnutzbarkeit der zur 
Verfügung stehenden Flächen wird im zugrundeliegenden Bauleitplanverfahren daher der Vorrang eingeräumt. 
 
Die Darstellungen in Hinblick auf den Zustand des Grundwasserkörpers im Rahmen der Zustandsbewertung zum 
zweiten und dritten Bewirtschaftungsplan werden zur Kenntnis genommen.  
 
Wasserentnahme/Wasserversorgung/Wasserschutzgebiete 
 
Der Anregung, dass sich der Planbereich innerhalb des Einzugsgebiets der Wassergewinnungsanlage 
Heimerzheim befindet und für diesen voraussichtlich die Wasserschutzzone III B festgesetzt wird, wird bereits wie 
folgt Rechnung getragen:  
In den textlichen Festsetzungen B. Örtliche Bauvorschriften unter Punkt 1.3 „Dacheindeckung und Anlagen zur 
solaren Energiegewinnung“ werden unbeschichtete kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans als unzulässig festgesetzt. 
In den textlichen Festsetzungen C. Hinweise unter Punkt 7. „Gewässerschutz“ wird auf die Lage innerhalb des 
geplanten Wasserschutzgebietes Swisttal-Heimerzheim-Ludendorf hingewiesen und Vorgaben zur Lagerung 
wassergefährdender Stoffe getroffen. 
 
Das Plangebiet soll im Zuge der Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen und der zugehörigen unterirdischen 
Infrastruktur an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. Eine Abstimmung mit der unteren 
Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises hat bereits stattgefunden. Der Rhein-Sieg-Kreis wurde zusätzlich im Zuge 
der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB beteiligt. 
 
Zum Schutz des Grundwassers werden die Grundstückseigentümer im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
auf die Inhalte des § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) hingewiesen. Der Baugenehmigungsbehörde der Stadt 
Rheinbach wird zu diesem Zweck die vorliegende Stellungnahme zu Verfügung gestellt, um im Zuge von 
Baugenehmigungsverfahren die Belehrung vorzunehmen. 
 
Der Anregung zur Belehrung von Grundstückseigentümern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
in Hinblick auf die Inhalte des § 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wird gefolgt. Der 
Baugenehmigungsbehörde der Stadt Rheinbach wird zu diesem Zweck die vorliegende Stellungnahme zu 
Verfügung gestellt, um im Zuge von Baugenehmigungsverfahren die Belehrung vorzunehmen. Der 
Anregung einer möglichst minimalen Versiegelung wird nicht gefolgt, da die Böden gutachterlich nur eine 
höchstens sehr begrenzte Aufnahmefähigkeit aufweisen. Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben 
vom 07.05.2021 eingegangenen Stellungnahme C 1.27 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – 
Gewässerentwicklung – werden zur Kenntnis genommen. 
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AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH, Troisdorf 

RWE Power Aktiengesellschaft, Köln 
Zentrale 

Rhein. Amt für Denkmalpflege, Pulheim 

LVR Dezernat Finanz- und Immobilienmanagement, Köln 
Fachbereich Gebäude- und Liegenschaftsmanagement 

Handwerkskammer zu Köln 

Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 
Sankt Augustin 

Industrie- und Handelskammer, Bonn 

Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Kreis Euskirchen e.V. 
Bonn 

Kath. Kirchengemeinde Flerzheim 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin, Rheinbach 

Kreisbauernschaft Bonn/Rhein-Sieg 
Siegburg 

 
Bezirksvorsitzender Kreisbauernschaft 
Ortsstelle Rheinbach 
Herrn Josef Nolden 
Rheinbach-Flerzheim 
 

Landesbüro der Naturschutzverbände, Oberhausen 
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Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 
Dr. Eckhart Ehrenberg 
Rheinbach-Krahforst 
 

BUND-Ortsguppe Rheinbach 

NABU Kreisgruppe Bonn e.V. 
Naturschutzstation Swisttal 

Zweckverband Naturpark Rheinland,  
Hürth 

 
Polizeipräsidium Bonn 
Dir.K./KI1/Kommissariat Vorbeugung 
FB. Städtebauliche Kriminalprävention 
Bonn 
 

Regionalverkehr Köln GmbH 
Köln 

Bezirksregierung Düsseldorf  
Dezernat 26 – Luftverkehr 
 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg 
Köln 

 
Deutsche Telekom  
Netzproduktion GmbH 
TI NL West, PTI 24 
Bonn 
 
 
Unitymedia NRW GmbH 
Kassel 
 

ALIZ West GmbH & CoKG 
Düsseldorf 

 
Airdata AG,  
Leinfelden-Echterdingen 
 

E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 
Düseldorf 

 
Wasser- und Bodenverband Niederdrees 
Heinz Ulrich Müller 
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Gemeinde Swisttal 

Stadt Euskirchen 

Stadt Bad Münstereifel 

Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr 

Stadtverwaltung Bonn 

Finanzamt Sankt Augustin 
Bewertungsstelle 

Bezirksregierung Köln 
Dez. 35.2 

 
Sozialverband VdK 
Ortsverband Rheinbach 
Herrn Wilhelm Mostert 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 25, 
Verkehr, IGVP und ÖPNV 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 33, 
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 35.4, 
Denkmalschutz 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 51, 
Natur- und Landschaftsschutz, Fischerei 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 52, 
Abfallwirtschaft und Bodenschutz –einschl. anlagenbezogener Umweltschutz 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dezernat 53, 
Immissions- einsch. anlagenbezogener Umweltschutz 
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Nahverkehr Rheinland GmbH 
Köln 

 
Ortslandwirt 
Lothar Gerharz 
Rheinbach-Wormersdorf 
 
 
Wasser- und Bodenverband Rheinbach 
Wilhelm Simons 
 
 
Wasser- und Bodenverband Morenhoven 
Josef Schick 
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